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1. Anlass der Berichterstattung 
 
Mit Verfügung vom 20.02.2023 hat der Landrat des Märkischen Kreises als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde die für das Haushaltsjahr 2023 beschlossene Verringerung der Rücklage 
in Höhe von rd. 8,6 Mio. € genehmigt. Die Genehmigung wurde ohne weitere Nebenbestim-
mungen erteilt. Die in den Vorjahren vorgeschriebene Berichtspflicht gegenüber der Kommu-
nalaufsicht in Bezug auf die Ausführung des Haushaltssicherungskonzeptes ist entfallen. 
 
Im Haushaltsjahr 2022 galt aufgrund des Angriffskrieges auf die Ukraine nach § 6 der soge-
nannten Verordnung zur Anwendung des Kommunalhaushaltsrechts im Zusammenhang mit 
Maßnahmen zur Aufnahme und Unterbringung von anlässlich des Krieges in der Ukraine ein-
gereisten Personen in den Kommunen im Land Nordrhein-Westfalen (Kommunalhaushalts-
rechtsanwendungsVO UA-Schutzsuchendenaufnahme), dass der Kämmerer dem Rat zum 
Ende eines jeden Quartals, erstmals zum Stichtag 30.06.2022, über Erträge und Aufwendun-
gen sowie über Einzahlungen und Auszahlungen (einschließlich der Aufnahme von Krediten 
zur Liquiditätssicherung oder von Krediten für Investitionen) im Zusammenhang mit der Auf-
nahme und Unterbringung der Schutzsuchenden zu berichten hat. Die Verordnung ist zum 
31.12.2022 außer Kraft getreten. 
 
Die o.a. formellen Berichtspflichten bezogen auf den Haushalt gelten damit im Haushaltsjahr 
2023 nicht mehr. Gleichwohl sollen die regelmäßigen unterjährigen Berichterstattungen fort-
gesetzt werden. Dem aktuellen Bericht liegen überwiegend die Sachstände bis einschließlich 
März 2023 zugrunde.  
 
 

2. Erläuterungen zur allgemeinen Haushaltsentwicklung 
 

2.1. Sachstand Jahresabschluss 2022 
 
Der Entwurf des Jahresabschlusses 2022 liegt noch nicht vor. Insoweit kann auf die Ausfüh-
rungen im Bericht zur Ausführung des HSK vom 09.12.2022 verwiesen werden. Der Haushalt 
2022 wird ein positives Jahresergebnis ausweisen. 
 
 

2.2. Haushaltsplan 2023 und Planfortschreibung 
 
Der am 12.12.2022 vom Rat der Stadt Lüdenscheid beschlossene Ergebnisplan 2023 enthielt 
einen planmäßigen Fehlbedarf in Höhe von 8,6 Mio. €.  
 
Für die Planung waren die coronabedingten Haushaltsbelastungen und die Belastungen in-
folge des Krieges gegen die Ukraine nach § 4 des Gesetzes zur Isolierung der aus der COVID-
19-Pandemie und dem Krieg gegen die Ukraine folgenden Belastungen zu neutralisieren 
(NKF-CUIG). In der Summe wurden für das Haushaltsjahr 2023 Belastungen in Höhe von rd. 
4,3 Mio. € identifiziert. Ohne Neutralisierung hätte sich für 2022 ein Fehlbedarf von rd. 12,9 
Mio. € ergeben.  
 
Gemäß Sitzungsdrucksache Nr. 051/2023 sollen Aufwandsermächtigungen in Höhe von 5,5 
Mio. € gemäß § 22 KomHVO NRW nach 2023 übertragen. Infolge der Planfortschreibung er-
höht sich der Planfehlbedarf für 2023 auf 14,1 Mio. €. Ohne Neutralisierung der coronabeding-
ten Haushaltsbelastungen hätte sich sogar ein fortgeschriebener Fehlbedarf von rd. 18,5 
Mio. € ergeben. 
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Den nach 2023 übertragenen Aufwandsermächtigungen stehen auch zusätzlich im Haushalt 
2023 zu berücksichtigende Erträge gegenüber, die in der formellen Planfortschreibung nicht 
dargestellt werden. Diese betragen mindestens rd. 0,4 Mio. €, führen allerdings nur zu einer 
Teildeckung der zusätzlichen Belastungen. Insgesamt ergibt sich derzeit folgender fortge-
schriebener Planungsstand: 
 

 Ansatz 2023 Planfort-
schreibung 

zusätzlich zu 
berücksichti-

gende Er-
träge 

Fortge- 
schriebener 

Ansatz 2023 

Erträge 289,5 0,0 0,4 289,9 

Aufwendungen  -298,1 -5,5 0,0 -303,6 

Jahresergebnis -8,6 -5,5 0,4 -13,8 

     

Summe der isolierten COVID-
19-Belastungen und der iso-
lierten Kriegsfolgekosten -4,3 0,0 0,0 -4,3 

Jahresergebnis ohne Isolie-
rung -12,9 -5,5 0,4 -18,1 

     

Nachrichtlich: 
Saldo ergebnisneutraler Ver-
rechnungen  
mit der allgemeinen Rücklage 

 
 

0,6 

 
 

0,0 0,0 

 
 

0,6 
 

(Beträge in Millionen Euro; es können sich rundungsbedingte Differenzen ergeben) 
 
 

2.3. Stand der Haushaltsausführung 2023 im März 2023 
 

2.3.1. Allgemeine wirtschaftliche Entwicklung und deren Auswirkung auf 
die finanzielle Lage der Stadt Lüdenscheid 

 
Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes wuchs die deutsche Wirtschaft im 
Jahr 2022 um rd. 1,9% und damit etwas stärker als zuletzt beispielsweise durch den Arbeits-
kreis Steuerschätzungen erwartet. Auch die Prognosen für das Jahr 2023 wurden nach oben 
korrigiert. Nachdem zunächst überwiegend eine Rezession erwartet worden war, rechnet der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung für 2023 nun-
mehr in seiner März-Prognose mit einem leichten Plus von 0,2%. Allerdings ist die Spanne 
zwischen den Vorhersagen einzelner Institutionen groß und es wird teilweise auch weiterhin 
von einer Rezession ausgegangen; auch die Prognoserisiken sind viel größer als sonst üblich. 
Zudem sind die Geschäftserwartungen der Unternehmen – wenngleich positiver als zuvor – 
nach wie vor skeptisch bis pessimistisch. 
 
Konjunkturhemmend wirkt die anhaltend hohe Inflation, die derzeit mit etwa 6 bis 7 Prozent für 
2023 prognostiziert wird, insbesondere in den konsumnahen Wirtschaftsbereichen (im Vorjahr 



4 

betrug die Inflationsrate durchschnittlich 7,9% auf Grundlage des Basisjahres 20151). In Kom-
bination mit den deutlich gestiegenen Kreditzinsen, die sich in der Folge der Leitzinsanhebun-
gen durch die Europäische Zentralbank auf mittlerweile 3,5% nach oben entwickelt haben, ist 
die Nachfrage nach Bauleistungen stark belastet. Sowohl Unternehmen als auch Privatleute 
stellen Investitionen infolge von Baupreissteigerungen und höheren Finanzierungskosten zu-
rück. 
 
Auf Basis der noch etwas pessimistischeren Prognosen – unterstellt wurde seinerzeit eine 
reale Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes von nur 1,4% für 2022 und ein Rückgang 
um 0,4% für 2023 – ging die 2022er Herbst-Prognose des Arbeitskreises Steuerschätzungen 
von weiterhin steigenden Steuereinnahmen aus. Die Prognosen lagen teilweise sogar über 
der Mai-Prognose des Jahres 2022. Die nächste Steuerschätzung erfolgt üblicherweise An-
fang Mai 2023. 
 
Die verhalten optimistische Einschätzung zur Steuerentwicklung kann auch durch die Entwick-
lung bei der Stadt Lüdenscheid bestätigt werden, wenngleich der noch frühe Zeitpunkt im Jahr 
keine verlässlichen Prognosen ermöglicht. Das Gewerbesteueraufkommen liegt – nach dem 
absoluten Allzeithoch des Vorjahres mit einem vorläufigen Ergebnis für 2022 von rd. 87,6 (!) 
Mio. € – zum Stichtag 31.03., und damit bereits früh im Jahr, bei rd. 64,7 Mio. €, was eine 
leichte Ansatzüberschreitung bedeutet.  
 
Beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer ist derzeit noch keine Tendenz ableitbar, da 
lediglich die Schlussabrechnung des Vorjahres 2022 vorliegt. Diese führte zu der erwarteten 
Nachzahlung (siehe hierzu die Ausführungen im Bericht vom 09.12.2022) und kompensierte 
damit den negativen Effekt aus den Abrechnungen des dritten und vierten Quartals 2022. Wei-
tere Erkenntnisse liegen noch nicht vor, da die Abrechnung des ersten Quartals 2023 erst in 
der zweiten Aprilhälfte erfolgt.  
 
In der globalen Analyse der Lüdenscheider Steuerertragsentwicklung sind nach wie vor nega-
tive Folgewirkungen aus der Sperrung der Rahmedetalbrücke auf der A45 nicht unmittelbar 
erkennbar. In der Steuerhebung ergeben sich entsprechende Effekte allerdings häufig mit 
mehr oder weniger großem Zeitversatz. Dass eine Vielzahl negativer Folgewirkungen für die 
Stadt Lüdenscheid zu berücksichtigen sind und sein werden, aus denen auch finanzielle Be-
lastungen erwachsen, dürfte zu befürchten sein, ohne dass diese derzeit seriös beziffert wer-
den können. 
 
Die Zusammenstellung der zum Stichtag 31.03.2023 bereits im Jahr 2022 bzw. 2023 haus-
haltswirksam eingetretenen Effekte aus der Brückensperrung wurde fortgeschrieben und die-
sem Bericht als Anlage 1 beigefügt. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass eine Viel-
zahl an Folgeeffekten zwar bereits bekannt, aber erst im weiteren Verlauf des Jahres 2023 
und den Folgejahren zu verbuchen sein wird (z.B. laufende Kosten und Folgekosten des Aus-
weichstandortes Feuerwehr Lüdenscheid-Nord).  
  

                                                 
1 Nach Umstellung auf das neue Basisjahr 2020 wurde die durchschnittliche Inflationsrate für 
2022 nach neuen Berechnungen auf 6,9% korrigiert. 
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2.3.2. Folgen des russischen Angriffskrieges auf den Lüdenscheider 
Haushalt – finanzielle Auswirkungen der Aufnahme und Unterbrin-
gung von Schutzsuchenden 

 
Wie bereits einleitend erwähnt, gilt die Berichtspflicht des Kämmerers gemäß § 6 der Kommu-
nalhaushaltsrechtsanwendungsVO UA-Schutzsuchendenaufnahme im Haushaltsjahr 2023 
nicht mehr. Die Verordnung ist zum 31.12.2022 außer Kraft getreten. 
 
Um gleichwohl einen Überblick über die Erträge und Aufwendungen im Zusammenhang mit 
der Unterbringung von Schutzsuchenden zu geben, wurde die aus dem Vorjahr bekannte 
Übersicht zum Stichtag 31.03.2023 fortgeschrieben und diesem Bericht als Anlage 2 beige-
fügt. 
 
Über die in dieser Übersicht dargestellten Erträge und Aufwendungen hinaus führt der An-
griffskrieg auf die Ukraine zu gravierenden Haushaltsbelastungen in weiteren Bereichen, ins-
besondere im Bereich der Energieversorgung. Die entsprechenden Haushaltsbelastungen 
dürfen im Haushaltsjahr 2023 gemäß NKF-CUIG durch einen außerordentlichen Ertrag neutra-
lisiert werden. 
 
Mittelbar ergeben sich eine Vielzahl weiterer Belastungen, insbesondere durch die allgemei-
nen Preissteigerungen und deren Folgen (z.B. gestiegene Kreditzinsen, voraussichtliche Ta-
rifsteigerungen). 
 
 

2.3.3. Liquiditätslage der Stadt Lüdenscheid 
 
Der Liquiditätsbestand lag zu Beginn des Jahres 2023 bei rund 115 Mio. €. Im Zeitraum Januar 
bis März 2023 lag der Tiefststand der liquiden Mittel Ende Januar bei rd. 99 Mio. € und der 
Höchststand Mitte Februar bei rd. 118 Mio. €. Aktuell sind 85 Mio. € in Form kurz- und mittel-
fristiger Geldanlagen gebunden. Die Liquiditätslage ist weiterhin als gut zu bezeichnen. 
 
Seit dem Frühling 2022 können städtische Liquiditätsbestände erstmals seit Jahren wieder zu 
positiven Zinssätzen auf dem einlagengesicherten Kapitalmarkt angelegt werden. Während 
sich die seitens des EZB-Rats seit Juli 2022 vorgenommenen Zinserhöhungsschritte bereits 
merklich in Konditionen für Kreditaufnahmen niedergeschlagen haben, sind Verfügbarkeit und 
Verzinsung von Anlageoptionen auf dem einlagengesicherten Kapitalmarkt vergleichsweise 
zögerlich angestiegen. In seiner letzten Sitzung am 16.03.2023 hat der EZB-Rat die drei Leit-
zinssätze ein weiteres Mal um je 50 Basispunkte angehoben. Der Satz für die Hauptrefinan-
zierungsgeschäfte („Leitzins“) liegt nunmehr bei 3,5%. In Anbetracht der aktuellen Spannun-
gen an den Finanzmärkten gab der EZB-Rat anders als in den vorausgegangenen Sitzungen 
keine Signale für weitere Zinsschritte und knüpfte die weitere Vorgehensweise an die Informa-
tionslage im Vorfeld der nächsten Sitzung. Zeitpunkt und Höhe des erwarteten Zinsgipfels hat-
ten sich zuletzt jedoch stetig weiter nach hinten und oben verschoben. Unter der Annahme 
einer Stabilisierung des Bankensektors dürften sich die Möglichkeiten zur Tätigung weiterer 
Geldanlagen sukzessive weiter verbessern. In den ersten drei Monaten des laufenden Jahres 
wurden über die bereits im Jahr 2022 erfolgten Anlagen hinaus liquide Mittel in Höhe von 35 
Mio. € über verschiedene kurz- und mittelfristige Laufzeiten zu Zinssätzen von im Durchschnitt 
rd. 2,9% angelegt. Durch die gewählten Laufzeiten werden die Mittel zum Zeitpunkt des plan-
mäßigen Bedarfs oder noch deutlich davor wieder auf den städtischen Konten zur Verfügung 
stehen. Zwischenzeitlich resultiert aus deren Anlage die Erzielung von Zinserträgen.  
 
Die insgesamt positive Liquiditätslage ist allerdings nur eine Momentaufnahme. Nach der ak-
tuellen Planung werden die positiven Liquiditätsbestände ab dem Jahr 2025 aufgezehrt und 
erneute Kredite zur Liquiditätssicherung erforderlich sein.   
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2.3.4. Prognose für das Jahresergebnis 2023 
 
Eine konkrete Prognose des Jahresergebnisses 2023 ist in Anbetracht des frühen Zeitpunkts 
im Jahr und der unsicheren Umstände noch nicht möglich. Insgesamt lässt die derzeitige Ent-
wicklung aber Grund zu der Annahme, dass sich im Vergleich zum Planfehlbedarf von rd. 14 
Mio. € eine Verbesserung ergeben könnte.  
 
 
 
2.3.5. Erläuterungen zum Stand der Haushaltsausführung bei einzelnen 

Ergebnispositionen 
 
Über die vorstehenden allgemeinen Erläuterungen hinaus, sind nachstehend Informationen 
zu einzelnen Ergebnispositionen – gegliedert nach den Positionen des Ergebnisplanes/der 
Ergebnisrechnung – ausgewiesen. Die Informationen basieren auf den Meldungen der Fach-
dienste zum Stand der Haushaltsausführung an den Fachdienst Finanzen, Steuern und Betei-
ligungen. Die Fachdienste prognostizieren das tatsächliche Jahresergebnis und berichten 
über relevante Abweichungen von den Ansätzen. Die Ausführungen beschränken sich auf 
Planabweichungen von mindestens 0,1 Mio. € je Ergebnisposition. 
 
Die tatsächlichen Umsetzungen im Haushalt sind angesichts des frühen Zeitpunkts im Jahr 
überwiegend noch schwer abschätzbar. Die haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen des An-
griffskrieges auf die Ukraine sowie die unsicheren Rahmenbedingungen erschweren die Prog-
nose in Teilbereichen sehr deutlich. Daher haben die Fachdienste vielfach die Ansätze des 
Haushaltsplanes als prognostiziertes Ergebnis angenommen. Bei einigen Positionen wurden 
Haushaltsveränderungen avisiert, aber nicht beziffert.  
 
 
2.3.5.1. Erträge 
 
Steuern und ähnliche Abgaben 
- Die Grundsteuer B lag zum Berichtszeitpunkt rd. 0,18 Mio. € unter dem Ansatz.  
- Der Stand der Gewerbesteuer betrug Ende März rd. 64,7 Mio. € und lag damit rd. 0,5 

Mio. € über dem Ansatz, allerdings um über 20 Mio. € unter dem Rekordergebnis des Vor-
jahres, das 87,6 Mio. € betragen hatte.  

- Sowohl beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer als auch beim Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer erfolgte bislang jeweils erst die Schlussabrechnung des Vorjahres. Aus 
der Schlussabrechnung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer des Jahres 2022, 
die für 2023 haushaltswirksam wurden, ergaben sich Nachforderungen seitens der Stadt 
in Höhe von 3,0 Mio. €. Insoweit ergab sich die bereits erwartete Nachzahlung, die den 
Einbruch im dritten und vierten Quartal des Jahre 2022 kompensiert. Die Abrechnung des 
ersten Quartals 2023 erfolgt erst in der zweiten Aprilhälfte, so dass für das laufende Jahr 
bislang keine Prognose möglich ist. 

- Bei der Vergnügungssteuer ergibt sich im laufenden Jahr voraussichtlich eine Überschrei-
tung des Ansatzes von rd. 0,6 Mio. €, da die Einspielergebnisse aktuell höher ausfallen als 
die Schließungsschritte es hätten erwarten lassen. 

 
 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
- Die Schlüsselzuweisungen werden im Jahr 2023 rd. 0,1 Mio. € geringer ausfallen als ge-

plant. Im Vergleich zur letzten Modellrechnung des Landes reduzierten sich die Zuweisun-
gen in ungewöhnlich großem Umfang.  
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- Vom Land erhielt die Stadt außerplanmäßige Mittel in Höhe von rd. 0,5 Mio. € aus dem 
sog. Stärkungspakt. Die Mittel werden voraussichtlich in entsprechendem Umfang zu au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen im Bereich der Transferaufwendungen führen, so dass 
sich hieraus kein positiver Effekt für den Haushalt ergibt.  

- Im Bereich der Landeszuweisungen für geduldete Personen wird derzeit im Vergleich zur 
Planung ein Minderertrag in Höhe von rd. 0,1 Mio. € erwartet. 

 
 
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
- Die Benutzungsgebühren für die Übergangsheime werden derzeit rd. 0,9 Mio. € niedriger 

prognostiziert als veranschlagt. Die Zuweisungen sind insgesamt niedriger und die Ver-
weildauer ukrainischer Flüchtlinge in den Heimen kürzer als geplant.  

- Die Baukonjunktur wird aktuell durch die allgemeinen Rahmenbedingungen gebremst. Ge-
plante Bauvorhaben oder Erweiterungen werden verschoben, so dass im Bereich der Bau-
genehmigungsgebühren derzeit ein Minderertrag von rd. 0,1 Mio. € im Vergleich zur Pla-
nung prognostiziert wird (Ansatz 0,5 Mio. €).  

- Eine Neukalkulation der Rettungsdienstgebühren ist avisiert, die – je nach Zeitpunkt der 
Umsetzung – noch im laufenden Haushaltsjahr zu überplanmäßigen Erträgen führen sollte. 

 
 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
 
- Abfindungszahlungen im Rahmen der Versorgungslastenteilung bei Versetzung von Be-

amten zur Stadt Lüdenscheid führten bislang zu außerplanmäßigen Erträgen in Höhe von 
rd. 0,2 Mio. €. Ob und inwieweit hieraus zusätzliche Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Neubildung von Rückstellungen resultieren, ist noch nicht seriös absehbar. 

- Aufgrund einer einmaligen, außergewöhnlichen hohen Abrechnung eines Einzelfalls im 
Bereich der Hilfen zur Erziehung ist bei der Stadt derzeit ein überplanmäßiger Ertrag in 
Höhe von rd. 0,5 Mio. € bei den Kostenerstattungen anderer Jugendhilfeträger zu erwar-
ten.  

 
 
Sonstige ordentliche Erträge 
- Auf Basis der aktuellen Abschlagszahlungen ist im Bereich der Konzessionsabgaben von 

Planüberschreitungen in Höhe von rd. 0,1 Mio. € auszugehen. 
- Erstattungen von Energiekosten für Vorjahre führten im Bereich der Gebäudebewirtschaf-

tung bislang zu überplanmäßigen Erträgen in Höhe von 0,1 Mio. € für das Abrechnungsjahr 
2022.  

 
 
Finanzerträge 
 
- Infolge der wieder angestiegenen Zinsen im Bereich der Geldanlagen können wieder Zins-

erträge erwirtschaftet werden. Nach derzeitigem Stand könnten sich überplanmäßige Er-
träge in Höhe von rd. 0,5 Mio. € ergeben. 

 
 
2.3.5.2. Aufwendungen 
 
Personal- und Versorgungsaufwendungen 
- In den vergangenen Jahren lagen die tatsächlichen Personalkosten aufgrund von unter-

jährigen Stellenvakanzen sowie krankheitsbedingten Ausfalltagen im Ergebnis regelmäßig 
deutlich unterhalb der Planung. Im Rahmen der Personalkostenplanung 2023 wurde der 
Personalkostenansatz für die laufenden Vergütungen der tariflich Beschäftigten und der 
Beamtenbesoldungen auf Basis der Vorjahresergebnisse infolgedessen pauschal um rd. 



8 

2,1 Mio. € gekürzt (auf die Ausführungen unter Ziffer 6.3.1 des Vorberichts zum Haushalts-
plan 2023 wird verwiesen). 

- Die Auswirkungen des Tarifabschlusses für den TVöD sind derzeit noch nicht vollständig 
absehbar. Der vorgelegte Schlichterspruch übersteigt bereits die bei der Haushaltsplanung 
eingerechneten Steigerungsraten deutlich. Aus dem endgültigen Tarifabschluss werden 
sich daher bedeutsame Mehrbelastungen ergeben. 

- Im Bereich der Beamtenbesoldungen wurde der Familienzuschlag ab dem Jahr 2024 neu 
geregelt. Die Neuregelung führt voraussichtlich zu Mehraufwendungen in Höhe von rd. 0,2 
Mio. € bei der Stadt Lüdenscheid. Diese Auswirkungen sind in den Planansätzen noch 
nicht enthalten. 

- Insgesamt ist bei den laufenden Vergütungen und Beamtenbesoldungen derzeit nicht da-
von auszugehen, dass die eintretenden Mehraufwendungen im Gesamtpersonalbudget 
aufgefangen werden können. Etwas Anderes könnte sich lediglich dann ergeben, wenn 
die Stellenvakanzen im Jahr außergewöhnlich hoch ausfallen sollten, was derzeit aller-
dings nicht absehbar ist. 

 
 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
- Aus dem neuen Rettungsdienstbedarfsplan ergeben sich zusätzlich vorzuhaltende Fahr-

zeugkapazitäten, die auch zusätzliche Personalressourcen erfordern. Das zusätzliche Per-
sonal soll durch externe Dienstleistungen sichergestellt werden. Da diese Auswirkungen 
in der Haushaltsplanung nicht berücksichtigt waren, fallen überplanmäßige Aufwendungen 
in Höhe von rd. 0,5 Mio. € an. 

- Die Abbrucharbeiten am Objekt Talstraße 1a werden voraussichtlich in diesem Jahr nicht 
ausgeführt werden können (Ansatz 0,1 Mio. €).  

- Im Bereich der Bewirtschaftungsaufwendungen für die Übergangsheime sind nach derzei-
tigem Stand Minderaufwendungen in Höhe von insgesamt rd. 0,3 Mio. € zu erwarten. 

 
 
Bilanzielle Abschreibungen 
- Die in der Vergangenheit vielfach aufgetretene verzögerte Abwicklung von Baumaßnah-

men führte in der Regel zu einer Ansatzunterschreitung bei den planmäßigen bilanziellen 
Abschreibungen. Eine erneute nennenswerte Planunterschreitung ist derzeit nicht wahr-
scheinlich. 

- Im Jahresabschluss vorzunehmende Sonderabschreibungen führen regelmäßig zu  
– derzeit nicht bezifferbaren – außerplanmäßigen Aufwendungen. 

 
 
Transferaufwendungen 
- Der Märkische Kreis hat im endgültigen Haushalt 2023 Belastungen aus dem Krieg gegen 

die Ukraine isoliert. Die Isolierungen waren im Haushaltsplanentwurf noch nicht enthalten. 
Die Isolierung führt zu einer um rd. 1,9 Mio. € geringeren Umlage als geplant. Der Entlas-
tungseffekt wird allerdings in Folgenjahren zu einer höheren Umlagebelastung führen. 

- Die Hilfen zur Erziehung überschritten bereits in den Jahren 2020, 2021 und 2022 die 
Plansätze. Im Jahr 2021 war insgesamt eine Planüberschreitung von rd. 2,0 Mio. € zu 
verzeichnen, weil die Fallzahlen über dem Vorjahresniveau lagen. Diese Entwicklung hatte 
sich auch im Jahr 2022 bestätigt, was zu einer Planüberschreitung von rd. 1,5 Mio. € führte. 
Die Entwicklung lässt für das Haushaltsjahr 2023 eine erneute Verschlechterung im Ver-
gleich zur Planung erwarten. 
In der Folge ist eine zusätzliche Belastung des Haushaltes 2024 wahrscheinlich. 

- Die Krankenhausumlage wurde vom Land NRW unerwarteterweise mit einem um rd. 0,1 
Mio. € höheren Betrag abgerechnet als geplant. 
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Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 
- In Anbetracht der schleppenden Investitionsabwicklung einerseits und der guten Liquidi-

tätslage andererseits werden Kreditaufnahmen erst später anfallen als angenommen. Ent-
sprechend werden die Zinsaufwendungen für Kreditzinsen voraussichtlich rd. 0,3 Mio. € 
niedriger liegen als die Planung. 

 
 

2.3.6. Erläuterung zur Investitionstätigkeit  
 
Der Finanzplan 2023 enthielt investive Auszahlungsermächtigungen in Höhe von rd. 24,3 
Mio. €. Nach Kenntnisnahme durch den Rat sollen Auszahlungsermächtigungen in Höhe von 
rd. 20,3 Mio. € gemäß § 22 KomHVO NRW von 2022 nach 2023 übertragen, so dass sich die 
investiven Auszahlungsermächtigungen durch Planfortschreibung auf rd. 44,5 Mio. € erhöht 
haben. Die geplanten investiven Einzahlungen betragen rd. 12,1 Mio. €; der investive 
Plansaldo liegt dementsprechend bei -32,4 Mio. €.  
 
Bislang wurden im Jahr 2023 rd. 3,4 Mio. € investiv verausgabt. Diesen Auszahlungen stehen 
aktuell investive Einzahlungen in Höhe von 4,1 Mio. € gegenüber. Der Saldo aus Investitions-
tätigkeit beträgt dementsprechend derzeit im Ist rd. 0,7 Mio. €. 
 
Es zeichnet sich ab, dass sowohl im laufenden Haushalt als auch im kommenden Haushalt 
deutliche Preissteigerungen bei den Bauprojekten zu berücksichtigen sein werden. Dies wird 
erhebliche Anstrengungen erfordern, um den aktuellen Investitionsdeckel einzuhalten. 
 
 

2.3.7. Stand der Verbindlichkeiten 
 
Der Stand der Investitionskredite betrug zum 31.12.2022 – die Sonderfinanzierungen aus dem 
Programm „Gute Schule“ (4,8 Mio. €) ausgeklammert – rd. 55,4 Mio. €. Im Jahr 2023 wurden 
bislang keine neuen Kredite aufgenommen. Bis Ende März 2023 erfolgten Tilgungsleistungen 
in Höhe von rd. 1,5 Mio. €. Der Stand der Investitionskredite betrug daher – ohne die Kredite 
aus dem Programm „Gute Schule“ (4,8 Mio. €) – zum 31.03.2023 rd. 53,9 Mio. €.  
 
Kredite zur Liquiditätssicherung bestanden zum 31.12.2022 nicht. Kreditaufnahmen waren in 
den ersten drei Monaten des Jahres 2023 nicht erforderlich (siehe hierzu auch die Ausführun-
gen unter Ziffer 2.3.3 Liquiditätslage der Stadt Lüdenscheid).  
 
 

3. Zwischenfazit zum Haushalt 2023 und Ausblick auf den 
Haushalt 2024 

 

3.1. Zwischenfazit zum Haushalt 2023 
 
Die Haushaltssicherungspflicht endete mit Ablauf des Jahres 2022. Bereits der Haushalt 2023 
war allerdings stark defizitär, so dass die allgemeine Rücklage planmäßig in Anspruch zu neh-
men sein wird. Lediglich infolge der Isolierung der aus dem Angriffskrieg auf die Ukraine re-
sultierenden Haushaltsbelastungen konnten die Grenzen unterschritten werden, die die er-
neute Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes erfordert hätten. 
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Infolge der Ermächtigungsübertragungen aus dem Jahresabschluss 2022 ergibt sich eine Aus-
weitung des Planfehlbedarfs des Haushaltsplanes. Unter Berücksichtigung des derzeitigen 
Sachstandes und der oben dargestellten Aussicht auf das Jahresergebnis kann dieser erhöhte 
Planfehlbedarf voraussichtlich geringfügig unterschritten werden. In Anbetracht des erhebli-
chen Defizits kann dies allerdings nicht als positive Nachricht interpretiert werden. 
 
 

3.2. Ausblick auf den Haushalt 2024 
 
Der Ausblick auf den Haushalt 2024 und die darauffolgenden Jahre gestaltet sich noch einmal 
negativer. Für die kommende Haushaltsplanung sind folgende Mehrbelastungen bereits jetzt 
absehbar:  

- Fällt die Isolierung der Kriegsfolgekosten im kommenden Jahr weg, wird die Kreisumlage 
im Jahr 2024 um rd. 0,8 Mio. € im Vergleich zur aktuellen Planung steigen. Ab dem Jahr 
2025 ergeben sich Mehraufwendungen von rd. 2,7 Mio. € (ab 2026 sogar rd. 2,9 Mio. €) 
im Vergleich zur aktuellen Planung. 

- Der Kreistag des Märkischen Kreises hat am 23.03.2023 beschlossen, das Klinikum Lü-
denscheid in den Jahren 2024 bis 2026 mit Investitionszuschüssen in Höhe von 54,3 
Mio. € aus dem Kreishaushalt zu unterstützen, um die im Klinikum notwendigen Brand-
schutzmaßnahmen und weitere Investitionen zu finanzieren. Dies bedeutet für die Stadt 
Lüdenscheid einen – bei ansonsten unveränderten Rahmenbedingungen – über die 
Kreisumlage zu finanzierenden Mehraufwand von anfänglich rd. 0,4 Mio. € bis zu 0,9 
Mio. € ab 2026, und zwar für etwa 30 Jahre. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass das 
Klinikum über die Jahre bis 2026 hinaus bis 2033 einen Finanzierungsbedarf von rd. 153 
Mio. € ermittelt hat. Mit den o.a. Investitionszuschüssen wird daher lediglich ein Teil des 
Finanzierungsbedarfes abgedeckt. Für den Fall, dass der Kreistag für die Jahre nach 
2026 weitere Investitionszuschüsse an das Klinikum bewilligt, resultieren daraus zusätz-
liche von der Stadt Lüdenscheid über die Kreisumlage zu finanzierende Mehraufwen-
dungen. 

- Der Kreistag hat die Geschäftsführung der MVG beauftragt, den zusätzlichen Finanzbe-
darf für die Dekarbonisierung der Busflotte zu ermitteln. Hieraus sind weitere Belastun-
gen zu erwarten, die sich kreisumlageerhöhend auswirken dürften. 

- Zwar sind die Tarifverhandlungen für den TVöD noch nicht abgeschlossen. Angesichts 
der aktuellen Entwicklungen (Schlichterspruch) werden sich erhebliche Mehrbelastun-
gen ergeben, die die bislang in der mittelfristigen Finanzplanung einkalkulierten Steige-
rungsraten bei den städtischen Personalaufwendungen deutlich überschreiten werden. 
In der Folge sind spürbare Haushaltszusatzbelastungen zu erwarten.  
Aus dem Tarifergebnis werden sich aber noch weitere finanzielle Mehraufwendungen 
ergeben: Eine Vielzahl externer Leistungen wird von Trägern erbracht, die nach TVöD 
oder in Anlehnung an den TVöD vergüten. Hieraus sind neben den unmittelbar aus dem 
städtischen Haushalt finanzierten Leistungen insbesondere auch deutliche Mehraufwen-
dungen für den Landschaftsverband Westfalen-Lippe zu erwarten, die sich über die 
Landschaftsverbandsumlage und anschließend über die Kreisumlage bei der Stadt Lü-
denscheid aufwandserhöhend auswirken werden. 

- Die positive Gewerbesteuerentwicklung im Jahr 2022, die insbesondere im zweiten 
Halbjahr 2022 unerwartete, außergewöhnlich überdurchschnittliche Erträge erbrachte, 
wird sich im kommenden Haushaltsjahr 2024 negativ auswirken. Das zweite Halbjahr 
2022 ist die erste Hälfte des für das GFG 2024 maßgeblichen Referenzzeitraums. Daher 
ist ein sehr deutlicher Rückgang der Schlüsselzuweisung im Haushaltsjahr 2024 zu er-
warten. Auch wenn sich dieser Effekt in den anschließenden Jahren ab 2025 nicht erneut 
zeigen dürfte, wird der Ertragsrückgang im Jahr 2024 voraussichtlich spürbaren Einfluss 
auf die Planung haben. 

- Die Entwicklung der Hilfen zur Erziehung lässt für das Haushaltsjahr 2023 eine erneute 
Verschlechterung im Vergleich zur Planung erwarten, die in der Folge auch eine zusätz-
liche Belastung der Haushalte 2024ff. erwarten lässt. 
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- Für die Wahrnehmung der Aufgaben der Ausländerbehörde durch den Märkischen Kreis 
hatte die Stadt für 2022 eine Nachzahlung zu leisten. Die Nachzahlung basiert auf einem 
strukturellen Effekt, der sich mit etwa rd. 0,1 Mio. € auch in den kommenden Jahren 
auswirken wird. Darüber hinaus sind infolge des Zuzugs von Schutzsuchenden weitere 
Personalaufstockungen seitens des Märkischen Kreises für das laufende Jahr 2023 an-
gekündigt, die zu Zusatzaufwendungen spätestens ab 2024 bei der Stadt Lüdenscheid 
führen werden.  

- Die deutlichen Baupreissteigerungen werden sich im kommenden Haushaltsjahr belas-
tend auswirken. Insbesondere die großen Bauprojekte, wie der Neubau der Feuer- und 
Rettungswache, aber auch die Neubauten der Feuerwehrgerätehäuser werden Preis-
steigerungen erfahren, die zu Zusatzaufwendungen (Abschreibungen, Kreditzinsen) füh-
ren und die Haushaltsergebnisse der kommenden Jahre belasten werden.  

 
Die Perspektiven für die Planung des kommenden Haushaltes 2024 haben sich durch diverse 
externe Effekte im Vergleich zur aktuellen Haushaltsplanung 2023ff. noch einmal deutlich ver-
schlechtert. Bereits im aktuellen Haushalt 2023 wäre die Stadt Lüdenscheid ohne die Isolie-
rung der Kriegsfolgekosten zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes verpflichtet 
gewesen. Die zu erwartenden Mehrbelastungen (siehe oben) müssten durch Haushaltsver-
besserungen kompensiert werden, um auch bei Fortführung der Isolierung die Aufstellung ei-
nes Haushaltssicherungskonzeptes zu vermeiden. 
 
 
Lüdenscheid, den 20.04.2023 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Sven Haarhaus 
 
Beigeordneter und Stadtkämmerer 



Bislang infolge der Brückensperrung realisierte Belastungseffekte
Stand: 31.03.2023

Konsumtiv 

Produktnr. Produktbezeichnung
Sachkonto-
nr.

Bezeichnung
Stand 
31.03.2023

Erläuterungen

5241000
Energie, Wasser, 
Abwasser

5422000 Mieten und Pachten

01.10.06 Baubetreuung 5215035
Sachv.-/Ingenieurleist. 
PrüfVO

02.04.05
Feuerwehr - Allgem. 
Gefahrenabwehr

5011000 Beamtenbezüge 47.123 €

Bislang angefallene 
Mehrarbeitsvergütungen von vier 
Hauptamtlichen für die Besetzung 
eines zusätzlich vorzuhaltenden 
Tages-HLF

02.04.05
Feuerwehr - Allgem. 
Gefahrenabwehr

5238050
Kostenerstattung für RD 
DRK

379.750 €

Beauftragung des DRK mit 
rettungsdienstlichen Leistungen, um 
notwendige personelle Kapazitäten 
für den Brandschutz aus dem 
städtischen Rettungsdienst zu 
generieren

02.04.05
Feuerwehr - Allgem. 
Gefahrenabwehr

5291165
Begleitung 
Brandschutzbedarfspl. 

17.702 €

Beauftragung eines Gutachters zur 
vorzeitigen Fortschreibung des 
Brandschutzbedarfsplans aufgrund 
der Auswirkungen der Sperrung der 
Rahmedetalbrücke

12.01.04
Straßenbau und -unterhaltung 
(Koordinierung und 
Finanzierung)

5242010
Zusätzl. 
Straßenunterhaltung STL

141.802 €

Sanierung der Fahrbahndecke des 
Römerwegs (als Ausweichstrecke zur 
Bedarfsumleitung besonders 
belastet)

diverse - diverse - 33.908 €

Insb. Mehrarbeitsvergütungen, 
zusätzliche Aufwendungen für 
Dienstleistungen und 
Straßenbeschilderung, zusätzliche 
Geschäftsaufwendungen sowie 
Steuermindererträge

911.691 €

Investiv 

Produktnr. Produktbezeichnung
Investitions-
nr.

Bezeichnung
Stand 
31.03.2023

Erläuterungen

02.04.05
Feuerwehr - Allgem. 
Gefahrenabwehr

N 02040509
Mobiliar Ausweich-
standort FW

19.037 €

02.04.06 Rettungsdienst N 02040608
Mobiliar Ausweich-
standort RD*

14.121 €

33.159 €

* (anteilig) über die Rettungsdienstgebühren refinanzierbar

Nachrichtlich: Haushaltsauswirkungen Brückenbauer-Büro

Produktnr.

01.11.01

Summe städtische Aufwendungen 552.440 €
Summe Erträge durch Erstattungen 407.406 €

hier: Auswirkungen auf den Stadtreinigungs-, Transport- und Baubetrieb Lüdenscheid - STL - (Eigenbetrieb)

Einrichtung des Ausweichstandorts 
für den Rettungsdienst und den 
Brandschutz im Lüdenscheider 
Norden*

Einrichtung des Ausweichstandorts 
für den Rettungsdienst und den 
Brandschutz im Lüdenscheider 
Norden

Bewirtschaftung von 
Bereitstellungsimmobilien 
(zur Deckung des 
Eigenbedarfs)

01.10.03
291.406 €

ErläuterungenBereich

Summe

Hinweis: Mit der Autobahn-GmbH ist eine vollständige Übernahme der Kosten für Betrieb und Leistungen des Brückenbauer-Büros gegen 
Nachweis vertraglich vereinbart worden. Die sich anhand der aktuellen Summen ergebende Differenz zwischen den städtischen 
Aufwendungen und den erhaltenen Erstattungsleistungen ist auf zeitliche Diskrepanzen zwischen Aufwandsentstehung und der 
vierteljährlich erfolgenden Abrechnung und Erstattung durch die Gesellschaft zurückzuführen.

Abfallentsorgung

Summe

Produktbezeichnung

Brückenbauer-Büro A45

Nachrichtlich: Belastungen ohne unmittelbare Auswirkungen auf den städtischen Haushalt

Straßenreinigung und Winterdienst

Straßenbaumaßnahmen

Mehrkosten in Höhe von ca. 103.000 € aufgrund von Mehraufwand bei der haushaltsnahen 
Erfassung von Papier, der Papiersammlung an Wertstoffsammelstellen sowie der Sammlung 
von Bioabfällen

Mehrkosten in Höhe von ca. 10.000 € für prophylaktische Winterdiensteinsätze auf der 
Umleitungsstrecke (außerhalb des Zuständigkeitsbereichs des STL) zur Vermeidung 
zusätzlicher Rückstaus in das Stadtgebiet

Sanierung der Fahrbahndecken auf als Ausweichstrecken zur Bedarfsumleitung besonders 
belasteten Straßen. Neben der o.g. Maßnahme an der Straße "Römerweg" sind für die in 2022
durchgeführten Maßnahmen an den Straßen "Vogelberger Weg" und "Im Olpendahl" 
vorbehaltlich der endgültigen Abrechnung Kosten von ca. 160.000 € angefallen.



Stand: 31.03.2023

4141410 Zuweisung Flüchtl./Asylbewerber -1.962.124 €
4141470 Zuw. Versorg. Ukrainischer Flüchtlinge -1.055.371 €
4147050 Spenden Flüchtlinge v. priv. Unt. -375 €
4211000 Beiträge und Ersätze -223.047 €
4321400 Benutzungsgebühren -581.692 €
4421000 Verkaufserlöse -1.136 €
4461050 Erstatt. Strom-/sonst. Nebenk. -705 €
4461330 Entgelte Projekte/Auftragsmaßnahmen -1.980 €
4591000 Erstattung aus Vorjahren -1.431 €
4591010 Erstattung Energie Vorjahre -15.571 €

Erträge -3.843.432 €
50- Personalkosten 773.366 €

5215- Instandhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 253.289 €
5235400 Leistungen des STL (50.2) 2.139 €
5235410 Leistungen des STL (ZGW) 33.578 €

5241- Unterhaltung/ Bewirtschaftung Grundstücke/ baul. Anl. 303.436 €
5271000 Lernmittel 5.323 €

5281- Aufwendungen für sonstige Sachleistungen 290.202 €
5291- Aufwendungen für sonstige Dienstleistungen 41.787 €

5339120 Lfd. Leistungen § 3 AsylbLG 1.510.282 €
5339140 Krankenhilfe § 3 AsylbLG 95.310 €
5339180 Sonstige Leistungen AsylblG 6.874 €
5412000 Geschäftsaufwand Beschäftigte 4.802 €
5412040 Personalnebenausgaben 26 €
5422400 Miete Flüchtlingsunterkünfte 688.631 €
5422410 Miete Fahrzeuge 271 €

5431- VG bis 800 €, Geschäftsaufwand 23.879 €
5446100 Versicherungen (inkl. KSA) 6.988 €
5491000 Verfügungsmittel BM 847 €
5711000 Abschreibungen auf Sachanlagen 111.161 €

Aufwendungen 4.152.192 €

308.760 €

Erträge des Märkischen Kreises* -4.880.124 €
Aufwendungen des Märkischen Kreises* 5.729.520 €

Haushaltsbelastung des Märkischen Kreises 849.396 €
167.416 €

* siehe hierzu die Kreistagsdrucksache Nr. FD 20/10/0524, Kreistagssitzung am 23.03.2023

verbleibende Belastung

Anteil Stadt Lüdenscheid (19,71%)

Haushaltsauswirkungen in Zusammenhang mit der Aufnahme und Unterbringung von 
Schutzsuchenden infolge des Krieges in der Ukraine

Sachkonto Bezeichnung Stand 31.03.2023
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